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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Entscheidung des Rates über Maßnahmen gegen die Maul- und 
Klauenseudie 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päisdien Wirtsdiaftsgemeinsdiaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Eine durch einen für die EWG exotischen Virus her- 
vorgerufene Maul- und Klauenseuchenepidemie gras- 
siert zur Zeit in einigen südosteuropäischen Gebie- 
ten in Griechenland und der Türkei. Es besteht Ge- 
fahr, daß diese Seuche, wenn sie nicht schnellstens 
eingedämmt wird, sich auf das Gebiet der Gemein- 
schaft ausdehnt, was für den Viehbestand der Ge- 
meinschaft ernste Gefahren heraufbeschwören könn- 
te. Den betreffenden Drittländern ist deshalb bei der 
Bekämpfung der Seuche Hilfe zu leisten - 


HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Gemeinschaft trägt mit einer Summe von 
514 000 RE zur Bekämpfung des exotischen Maul- 
und Klauenseuchevirus in Griechenland und der Tür- 
kei bei. 

Artikel 2 

Die Kommission wird mit der Überwachung der 
Verwendung der in Artikel 1 vorgesehenen Summe 
beauftragt und berichtet dem Rat über die Durchfüh- 
rung dieser Entscheidung. 


Artikel 3 

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Begründung 


Mit einem an Präsident Mansholt gerichteten Schrei- 
ben vom 1. Juni 1972 bat der Generaldirektor der 
FAO nach dem Wiederauftreten von Maul- und 
Klauenseuche des Virustyps A 22 im Südosten Eu- 
ropas um einen finanziellen Beitrag der EWG zur 
Auffüllung des Beistandsfonds, den seine Organisa- 
tion 1962 zu dem Zweck, Europa gegen die Gefahr 
einer Invasion der Maul- und Klauenseuche auf 
Grund exotischer Viren zu schützen, eingerichtet 
hatte. 

1962 hatte die FAO einen Appell zur Bereitstellung 
von Mitteln zum Schutz Europas gegen ein Eindrin- 
gen des Maul- und Klauenseuchevirus SAT 1 erlas- 
sen, der den Nahen Osten und die Türkei befallen 
hatte. Weitere Aufrufe wurden von der genannten; 
Organisation erlassen, als eine zweite Seuche, dies- 
mal vom Maul- und Klauenseuchevirus A 22 verur- 
sacht, im Jahre 1964 dieselbe Gegend heimsuchte. 
Zwischen 1962 und 1968 stellten die EWG und elf 
allein handelnde europäische Länder der FAO in bar 
oder in Form von Vakzinen den Gegenwert von 
4 726 539 Dollar zur Verfügung. 

Jetzt ist dieser Beistandsfonds erschöpft. Die neue 
Gefahr, die für Europa heraufzieht, hat die FAO ver- 
anlaßt, die europäischen Staaten und vor allem die 
Gemeinschaft erneut um einen finanziellen Beitrag 
zu bitten. 

Die Maul- und Klauenseuche des Virustyps A 22 
trat am 14. April dieses Jahres in Griechenland auf, 
und zwar zunächst fast gleichzeitig in drei thra- 
zischen Provinzen (Evros, Xanthi, Drama). Danach 
verbreitete sich die Seuche schnell in weitere Gebiete 
Griechenlands. 

Einige Herde bildeten sich auch im türkischen Thra- 
zien. Die ersten griechischen Herde waren auf einen 
Fleisch- und wahrscheinlich auch einen Tiertransport 
mit Herkunft aus der Türkei zurückzuführen. 

Der neue, von der FAO erbetene finanzielle Beitrag 
beträgt einen amerikanischen Cent je Rind. Er ist 
hauptsächlich zum Ankauf von Vakzin bestimmt. 


das zur Bildung von Pufferzonen zur Verhütung der 
Ausbreitung der Seuche und für Impfungen in der 
Umgebung der Herde verwendet werden soll, um 
den befallenen Ländern behilflich zu sein, sich von 
der Seuche zu befreien. 

Für eine Beurteilung der Zweckmäßigkeit dieses Bei- 
trags sind folgende Punkte besonders zu bedenken; 

1. Der Maul- und Klauenseuchevirus A 22 ist ein 
exotischer Virus, gegen den das Vieh in der Ge- 
meinschaft nicht geschützt ist. 

2. Die zur Zeit von den Mitgliedstaaten bei der 
jährlichen Impfung gegen Maul- und Klauenseu- 
che verwendeten Vakzine sind gegen den Virus 
Ä 22 unwirksam. 

3. Das Vorhandensein dieses Virus in Südosteu- 
ropa, vor allem in Griechenland, stellt eine 
schwere Bedrohung für die angrenzenden Länder 
und dadurch für alle europäischen Länder dar. 
Der Virus stieße in der Gemeinschaft auf große 
Anfälligkeit, könnte sich daher rasch ausbreiten 
und infolgedessen starke Verluste hervor rufen. 

4. Zur Zeit wird im Rat ein Vorschlag der Kommis- 
sion beraten, wonach die Gemeinschaft mit einem 
Vorrat an Vakzin ausgestattet werden soll, der 
den Mitgliedstaaten im Falle des Auftretens der 
Seuche auf ihrem Gebiet die Möglichkeit böte, 
sofort einzugreifen, bis in ihren eigenen Labora- 
torien herzustellendes Vakzin vorliegt. Diese 
Schutzmaßnahme wäre allerdings durch außer- 
halb der Gemeinschaft durchzuführende Maßnah- 
men, nämlich durch ein Eingreifen an den Orten 
des Auftretens der Seuche selbst, zu ergänzen. 

Wie bereits bei früheren Maßnahmen geschehen, 
könnte die Verwendung der bereitgestellten Mittel 
im Sinne des angestrebten Zieles durch einen Ver- 
treter der EWG, und zwar in einem Beratenden FAO/ 
OIE/EWG- Ausschuß, überwacht werden. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
21. Februar 1973 - 1/4 (lV/1)- 680 70 - E - Ma 21/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 1. Februar 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mitteltworden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Die von den Dienststellen der Kommission hinsicht- 
lich der Zweckmäßigkeit dieser Maßnahme konsul- 
tierten Sachverständigen der Mitgliedstaaten haben 
sich zustimmend geäußert. 

Nach Angaben der FAO haben das Vereinigte Kö- 
nigreich, Schweden, Norwegen, die Schweiz und Un- 
garn bereits auf den Aufruf reagiert, und weitere 
Länder haben die Bereitstellung von Beiträgen zu- 
gesagt. 

Da eine der vorgesehenen Maßnahme entsprechende 
Ausgabe im Haushaltsplan 1973 nicht vorgesehen 
ist, ist ein Zusatzhaushalt in Aussicht zu nehmen. 

Der beiliegende Entwurf basiert auf Artikel 43 des 
Vertrages; die Anhörung des Europäischen Parla- 
ments ist erforderlich. 
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